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A. Einleitung 

Aktuell wurde das Thema "Versicherungen und Europäisches Kar-
tellrecht" - zumindest in der Bundesrepublik - durch das Northern-
Verfahren!. Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften vertrat 
in diesem Verfahren die Auffassung, daß Wettbewerbsbeschränkungen 
inländischer Niederlassungen ausländischer Versicherer dem ausländi-
schen Unternehmen zuzurechnen seien. Wettbewerbsbeschränkungen 
zwischen inländischen Versicherungsunternehmen und inländischen Nie-
derlassungen ausländischer Versicherer wären demnach geeignet, "den 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen". Diese An-
sicht ermöglicht es der Kommission, die Versicherungswirtschaft in 
weit größerem Umfang als bisher den europäischen Wettbewerbsregeln 
zu unterwerfen. 

Gern wird die Internationalität der Versicherungen behauptet.2 Der 
erste Grund liege in der Natur des Versicherungsschutzes selber. Dabei 
handele es sich um ein unsichtbares Produktionsgut. Seine Herstellung 
sei nicht an bestimmte Örtlichkeiten gebunden. Das Versicherungs-
geschäft werde nicht durch Entfernungen, Transportschwierigkeiten 
und vor allem nicht durch Grenzen erschwert. Als zweiter Grund für die 
angeblich internationale Natur des Versicherungswesens soll die not-
wendige Verteilung des Risikos auf einen weiten Raum dienen. Die 
Versicherungswirtschaft sei nur mittels einer möglichst großen Risiko-
streuung und Ausweitung der Bestände in der Lage, eine effektive 
Deckung zu geben. Die Versicherung beruhe auf dem Gesetz der großen 
Zahl. Damit ein Gleichgewicht zwischen Schäden und Prämieneinnah-
men erreicht werden könne, müsse es eine große Zahl von Versiche-
rungsnehmern geben. Die Schwankungsbreite der Wahrscheinlichkeits-
zahlen, der Schadenshäufigkeit und der durchschnittlichen Schadens-
höhe werden progressiv mit der Ausweitung des Versicherungsbestan-
des geringer. Diese Ausweitung sei nur durch eine Verteilung des Risi-
kos auf einen großen Raum möglich3• 

Dennoch besteht kein internationaler Versicherungsmarkt. Es gibt 
- mit Ausnahmen im Bereich der Rück- und Transportversicherung in 

! ABI. EG, L vom 26. 3,. 1983, Nr. 80, S. 36. 
2 Salomonson S. 18. 
a Salomonson S. 18. 
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allen Versicherungssparten so viele Märkte wie Mitgliedstaaten in den 
Europäischen Gemeinschaften. Das liegt an den unterschiedlichen Auf-
sichtsrechten und innerstaatlichen Vorschriften, die die Dienstleistungs-
freiheit beschränken. Unter diesen Umständen bleibt wenig Raum für 
internationalen Wettbewerb und dementsprechend für Wettbewerbs-
beschränkungen, die den zwischenstaatlichen Handel beeinträchtigen 
können. Das Kartellrecht des EWG-Vertrages kam wegen dieser na-
tionalen Struktur der Versicherungsmärkte bisher kaum zur Anwen-
dung. Erst durch die oben zitierte Northern-Entscheidung fand die 
Kommission eine Möglichkeit, auf Wettbewerbsbeschränkungen im 
Direktversicherungsgeschäft das EWG-Kartellrecht anzuwenden. 

In der vorliegenden Arbeit werden zunächst die Marktbesonderhei-
ten in der Versicherungswirtschaft aufgezeigt, und es wird geprüft, ob 
der Wettbewerb im Versicherungswesen seine Funktion erfüllen kann. 
Danach wird untersucht, wie die nationalen Rechtsordnungen und der 
EWG-Vertrag die Versicherungen unter kartellrechtlichen Gesichts-
punkten behandeln. Es folgt die Erörterung der Frage, ob in der Ver-
sicherungswirtschaft ein zwischenstaatlicher Handel besteht, der im 
Sinne des Art. 85 beeinträchtigt werden kann. Innerhalb dieser Unter-
suchung wird auch das Problem geprüft, ob die Wettbewerbsbeschrän-
kungen einer inländischen Niederlassung eines ausländischen Versiche-
rungsunternehmens mit einem inländischen Konkurrenten dem aus-
ländischen Versicherungsunternehmen zuzurechnen sind. 



B. Der Wettbewerb auf dem Versicherungsmarkt 

In der Marktwirtschaft beruht die Aufstellung von Wirtschaftsplänen 
auf selbständigen, dezentralen Entscheidungen der einzelnen Wirt-
schaftssubjekte. Die zahlreichen verschiedenen Wirtschaftspläne treffen 
am Markt zusammen und müssen koordiniert werden. Diese Aufgabe 
übernimmt der Wettbewerb. Der Wettbewerb ist also das Verfahren, 
mit dessen Hilfe Einzelpläne koordiniert sowie Informationssuche und 
-übermittlung gesteuert werden, eine Anpassung der Nachfrage an das 
vorhandene Potential erfolgt, Macht kontrolliert wird, Leistungen initi-
iert, Tatsachen und Problemlösungen entdeckt werden, die ohne sein 
Bestehen nicht bekannt oder nicht genutzt würden1• 

Dem Wettbewerb kommen die folgenden Funktionen zu2 : 

- Steuerungsfunktion: 

Der Wettbewerb bringt Angebot und Nachfrage zu einem Ausgleich, 
stellt also ein Marktgleichgewicht her. Er führt auch zu einem ge-
rechten Preis. 

- Leistungs- und Antriebsfunktion (Optimale Faktorallokation): 

Der Wettbewerb sorgt für den wirtschaftlichsten Einsatz der Pro-
duktionsfaktoren. 

- Verteilerfunktion: 

Derjenige Unternehmer, der die beste Leistung anbietet, wird mit 
dem höchsten Gewinn belohnt. Der Wettbewerb sorgt also für eine 
gerechte Einkommensverteilung. 

- Leistungsauslese: 

Kostenungünstige Anbieter scheiden aus dem Markt aus. 

Können sich diese Funktionen auf dem Versicherungsmarkt sinnvoll 
entfalten? In der Wettbewerbsordnung nimmt die Versicherungswirt-
schaft eine Sonderstellung ein. Das unsichtbare Produktionsgut Ver-
sicherungsschutz und die gegenläufigen Schuldner- und Gläubiger-
interessen verleihen diesem Wirtschaftszweig einen besonderen Charak-
ter, der sich insbesondere im Wettbewerb auswirkt. Hollenders vertritt 
in seiner jüngst erschienenen Arbeit eine andere Meinung. Danach be-

1 Gutmann S. 141. 
2 Kantzenbach S. 16 - 18; Emmerich, Kartellrecht, S. 3 f. 


